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In Sachen

Aläger und Revisionsbexlagten„

hat der ll„ Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 19„ Juni 1958

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—
Jeetfälen vom 290 August 1956 wird aufgehoben°

Die Berufung des Alägers gegen das Urteil des

éozialgerichts Detmold vom 27° Februar 1956 wird

zurückgewiesen? '

Der hläger hat die außer5ericht110hen dosten des
Bekla5ten zu erstatten°

Von Rechts wegen„
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I

Der Benle5te (Revieionsnlä5er) erhielt We5en "Bewe5un53ein—

ec■rän£un5 im redhte■ öchulDer5elenk nach Schultereusrenkun5,

feste Narben am_Bauch” seit 1. Okcober 19+8 nach der eos ialver—

sicherun5sdirextive (5VD) Nr. 27 und seit l° Oktober 1950 auf

ürund_dcs beseneid5 des Versor5un5semts (Veroor5A.) Soest vom
26„ April l952 « Umaner£ennun5 — nach dem Bundesversor5un5s—

5eeetz (BVG) Rente für eine Minaerun5 der Erwerbsiähi5keit
‚(Md■a) von 40 v.d. Auf seinen nin8pruch änderte der Beschwerde—

ausschuß den Versor5a. goesc an &. April 1955 den Bescheid vom

ae‚ April lä52 ab und be„ertcte uic Mdb. iür die uner£annten

„cnäui5un5efol5en nit SO v.■. Der Leiäer des Versor5A° boest

le566 am 5° Juni 1955 öerufun5 beim Oberversichcrun5semt (OVA‚)

Detmold ein; nach Inkra ttreten des 002 ial5ericht55csctzes

(SSG) am 1 Januar 1954 behandelte das ßozial5ericht (SG,)

Detmold die Beru£un5 als Ala5e weiter, durch Urteil von 27°

Februar 1956 wies es die Ala5e als unzulä3515 ab‚ Auf die

Berufun5 des Landes Norirhein—Jestfalen hob das Landessozial-

5ericht (LSG.) Nordrhein—■estfalen durch Urteil von 29° Au5ust
1956 äas Urteil des SG, auf und verwies die dache zur erneuten

Verhanülun5 und 5ntsc■Qidun5 an das $G.\zuräck: Die Berufung '
‚sei nach 3 20 Abs‚ 2 der 5VD Nr. 27 in Verbindun5 mit $ 128

abs. l der Reichsvereieherun5sordnun5 zulässi5 5ewesen; auch

lie nla5e — als solche sei die "Béruiun5" nach dem Inkrafttre—

ten des BSG seiter:u ehandoln — sei nee 31 3 5% Abs. 1 SGG zu-
läsei5‚ weil es sich bei der Entscheidung des Besehier räenus—f

schusses um einen den nlä5er (Revisior -sbck la5ten) belastenden

sureiuen„„cneiurnacn JCfnmiuunbod<t (VM) Mndclc; fur den
nlä5er bestehe aucn ein Rec■1use uuzbeuurini„ an der Beseiti—

5un5 dieses V5. in Je5 der Anfechtungekla5c; er habe die ent—

SCneiäun5 des Beschwerdcaussenusses nicht rückwirkend abändern
Können und ihm 5e5enüber auch Kein Jeinun5srecht 5ehabt; der

BeeCth£d8&h““uuu■ sei mit selbständi5en Befu5nissen aus 5Gstat—
tet 5ev;esen; außer einem nn5ehori5en der Vera or 5un53bchörd0

hätten ihm zwei unabhän5i5e, behördcnircmd€ Beisitzer an5chört.
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Die Ala5e sei auch zu Recht ge5en den Versorgungsberechtigten ge—

richtet worden‚ schon das Berufungsverfahren vor dem OVA°_sei

zwischen ihm und dem Kläger geführt werden; auch nacn der Auf—

faseung des Preußischen Oberverwaltungsgerichts habe die Anfech—

tung streitenuscneidender Vai'e durch nlage gegen den 5achgegner

und nicht gegen die dtelle, die den Vn° erlassen hat, erfolgen

müssen; da Sachgegner und nlageziel identisch geblieben seien,

sei es nach 3 215 AGG gerechtfertigt gewesen, die Alage gegen

den Versorgungsber cheigten zu erheben; das 5G„ habe daher die

nlege zu unrecht als unzulässig abgewiesen, Das LSG. ließ die

Revision zu“

am 26, November 1956 leöte der ßenla5te gegen das ihm am £2„

November 1956 zugestellte Urteil Revision'ein mit den Antrag,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung des

nlägers gegen das Urteil des SG„ ■etnold zurückzuweisen°

Am Bla Januar 1957 begründete er die Revision: Die nlage des
Landes, die als Berufung alten Rechts zulässig gewesen sei, sei

nach dem SGG nicht zulässig; nur die natürliche oder Juristische

nin2elperson Könne durch einen Vn„ beschwert sein, nicht aber

Könne ein Land, eine Behörde oder eine AÖrperäcnuft des öffent—

lichen Rechts durch einen eigenen VA. verletzt sein; nach 3 125

5GG entscheide das Gericht über ”Ansprüche" des nlägers, also

über sein Recht, von dem Inanspruch;enommen ein fun, Julien

oder Unterlannen zu verlangen; im vorliegenden Fall sei der

Bekla5te gar nicht in der Lage, dem Ala5ebegehren zu entspre—

chen; er könne über den angegrifienen vn‚ nicht "verfügen", Der

Beklagte berief sich ferner auf das Urteil des erkennenden 5e—

nats von 10° üezenber 1957 — ll/9 RV l550/56 «‚ SOZR. Nr. 27

zu $ 54 5GGo

Der nläaer beantragte,

die Revision zurückzuweisen,

und führte dazu aus: Der Ge5etzgeber habe offensichtlich die

nach 5 215 Abs„ 4 eGG übergegangene Berufung nicht wie eine neue
nla5e nach dem 5GG beurteilt sehen wollen, er habe sich nur

einer Fiktion bedient ("523392 als Alage") und deshalb auch
nicht auf 9 54 dGG Bezug genommen, in & 2l4 .».bs° 4 AGG heiße

es dagegen ausdrücklich, daß £rletgerccht eingelegte Rekurse
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“als Berufungen im üinne„der 53 145 bis 159 SGG geltegl; da es
sich nur um die Fiktion einer Älage handele, sei auch 5 95 SGG
nicht anwendbar, die in die nlage übergegangene Berufung alten

Rechte richte sich nicht gegen den ursprünglichen VA.‚ sondern

gegen die entscheidung nes Bescnwerdeausschusses allein° ßurch

die entscheidung des Beschwerdeausschusees über den ninspruch

sei dieses Rechtsmittel "verbraucht”, der ur5prünglichc Bescheiö

könne daher nicht Gegenstanä der nach 5 215 SGG fingierten

nlage sein; selbst wenn es nach den oGG nicht zulässig sei„ {*
*Aufhebungsnlege gegen frivatpersonen zu erheben, so ergebc ;

sich für die 3333339£93 alten Rechts, die äpgrggngggälle
*”4 "‘_'c3eien, eine „uenahme zwangsläufig aus & 215 Abs. 4 buu‚ andernfi

falls sei der Zweck dieser Übergangsregelung nicht erfüllt; ‘

sie wolle verhindern, daß die bei den Oberversicherungsämtern'

enhängigen Berufungen den Rechtsmittelklägern ”verlorcn5ingen";

im übrigen gebe es auch sonét im ?erfahrcnsrecht Klagen, in

denen der 6achgegner eine Privatperson sei, die nicht des mit

der"Fiskusklage■ Begehrte gewähren könne; schließlich sei noch

zu prüfen, ob der Antrag auf Aufhebung des Bescheids des Be-‘

scnwerdeausechueees nicht auch den Antrag enthaltc, dic Fechte—

widriökeit des Bescheids des Beschwerdeausschusses festzustel—

len„ ' ' '

Der nlä5er und der Beklagte beenträgten, ohne mündliche Ver—

handlung zu entscheiden„

II

Die Revision ist nach 8 162 an. 1 Nr. 1 SGG statthaft; der

Be■lngtc hat sie forn; und iristgerccht eingelegt und begrün—

onet; die Beschwer, die auch in s zinlgerichtlichen Verfahren

eine Vorausectcun5 für die Zuläseidkelt der Revision ist (vgl.

Urteil des erkennenden u€■dt$ vom 10.11.1957 — ll/9 RV 1250/56-

mit Weiteren ninWeisen), ist gegeben; in der angeiochtcnen
Entscheidung ist das Urteil des BGQ, das dem intrag des Be—

51agtcn auf Abweisung der ■iege entsprochen hat, wieder aufge—

hoben worden° Die Revision ist danach zuläseigo

Die Revision ist auch begründet; das LSG. hat die ■iege zu
Unrecht für zulässig erachtet„

Nach Art. 9 des Se5etzes des Landes Nordrhein—destfalen zur

....5...JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5._

Änderung der BVD Nr° 27 und der hierzu ergan5enen Durchführungs—

vorschriften vom 12" Juli 1949 (GVB1° Nordrhein—äestfalen 1949

5° 229 fr„) ist das Land befu5t 5ewesen, gegen die "Entscheidung"

des Beschwerdeeussehusses Berufun5 beim OVA. einzule5 en‚ Nach'

3 215 Abs„ 2 oGG ist diese "Berufung" mit dem Inkrafttreten

des SSG am 1 Januar l954.auf das zuständi5e DG„ über5egan5en;

nach % 215 Abs° 4 SGG "5ilt" sie als n1a5e° Jie in den Urteilen

des benats von 10° Dezember 1957 — 11/9 RV 1250/56 — und vom

14° Mai 1958 —11/10 RV 1105/55 —bereits au35eführt ist, ist
trotzdem zunächst zu prüien, ob die Kla5e nach äer ‘ BGG}

niedergele5teh Verfahren50rdnun5 zulässi5 ist; die\Zuläs sig—

Keit folgt nicht allein schon aus den Goergan5 der sache als

Klage auf das SG„; die Ala5e muß sich vielmehr in das Ale5ene

system des SGG einfü5en, nach seinem Inkrafttreten kann auch in

den Übergangsfällen des 3 215 Abs° # 6GG nur noch nach diesem

Gesetz verfahren werden‚ soneit nicht im Gesetz selbst — v5l°

215 Abs° 4 Satz 2 SGG(Wegfall des Vorverfahrens) —von einer
der Voraussetzungen der Zulässi5keit abgesehen ist° Has mit der

K1a5e nach demSGGbegehrt werden 5933, ist in den 55 54, 55 SGG
erschöpfend 5ere5elt; es ist daher nicht erforderlich 5ewescn,
in $ 215 Abs„ 4 satz 1 $GG auf diese Bestimmun5en zu verweisen°

Jenn in 5 214 „be, 4 satz 1 bestimmt ist, daß fristgerecht ein—

5e1e5te Ee5urse als Berufun5en "im Sinne der 5% 145 bis 159"
gelten, so sollen damit diese “neuen" Berufun5en von den schon

vor dem Inkrafttreten des ö&G mö5liChen Berufun5en an die Ober—

vers ererun5sante“ unterscnieden verden; in den Fällen, die

nunmehr als ééé;g 5elten, ist eine solche Alarstellun5 nicht
erforderlich 5ev:esen° '

\
Nach 3 54 Abs} 1 satz 1 eG‘G kann durch Ala5e die aufhebun5 des
VA„ oder seine Abänderung e5ehrt werden° nine solche "Aufhe—

bun53ila5e" hat der &lä5er erhoben° nr hat die entscheidun5
des Besehwerüeausschusses vom 2', April 1955 mit deeht als VA°

angesehen„ Sie enthält die "Re5elung" eines ninzelfalles auf
dem Gebiet der zum öi entlichen Recht gehörenden Arie5sopfer—

versor5ung; der Busehwerdeausschuß‚ der die ■ntscheidun5-er—
la553» iäta ist als eine Verwaltun5seehörde täti5 geworden, sei—

ne entscheidung ist deshalb ein VA. im dinne des 3 54 .—«1bs°1'
one; sie ist lies ebenso wie es nie Beecheide sind, die heute
dle «iaerspruohsste len in ferv;r*enren erlassen (V5l Haueisenq
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NJW@1958s. 441 fi, 13437)„ Die nlage auf Aufhebung des VA„ ist
aber, wie in dem Urteil des denats vom 10. Dezember 1957, ll/9

RV 1250/56, ausgeführt ist, nur
gegen die Verwaltung möglich,

die ihn erlassen hat; soweit die "Stelle" (3 25 Abs„ 2 MRVO
165), die den VA, erlassen hat, nicht selbst fähig ist, am Ver;

fahren beteiligt zu sein (5 70 6GG), ist die nlage gegen den

333393 der Verwaltung zu richten, von der der angefochtene VA,

erlassen ist oder der er Jedenfalls ""uzurechnen" ist (vgl.° '

Urteil des oenats vom 14„ Mai 1958, 11/10 RV 1105/55)° Die
.nufhebun5sxlage kann aber nicht gegen eine griygtgersgn ge-
richtet werden; eine Privatperson kann über einen VA„ nicht
"verfügen"‚ Dies gilt auch in den Fällen, in denen ein Land

"Beruiung" gegen eine "Entscheidung" des Beschwerdeausschusses
eingdegt hat, eine xrivatperson Berufungsbeklagte gewesen ist

und die sache am l„ Januar 1954 als Alage auf das 5G„ überge—

gangen ist; in diesen Fällen ist mit dem l° Januar 1954 (In-

krafttreten des BGG und Hegfall des Be5chwerdeausschusses ge—
mäß 5'224 Abs„ 5 Nr„ 10 566) die Möglichkeit‚weggefallen, Ent—

scheidungen des Beschwerdeausscnusses in Jeg der Aufhebungs—

Klage anzufechten; nur mit einem Fall digggr Art hat sich auch

das Urteil des Jenats vom 10° ■ezember 1957 befaßt° é£é££ä ist
aber die Rechtslage in den Fällen zu beurteilen, in denen eine

Entscheidung des Beschwerdeausschusses nicht von einem Land,
sondern von einer irivatperson angefochten werden ist" nine

£rivatp=rson kann durch die inescncidung des Beschwerdeäus—

schusses nur dann beschwert sei, Wu■■ der Beschwerdeausschuß

den angefochtenen belastenden VA„ durch Zurückweisen des nin—

spruchs ganz oder teilweise pggtägißg nata n't der Beschwerde—

.
&uw

ausschuß deg,hinspruch in vollem anfang ” und ist

seine Entscheidung dann mit der Berufung alten Rechts, in der

bei einem Übergan53fall eine nlü5€ zu sehen ist, angeiochten

werden, so richtet sich die nla5e stets auf Aufhebung des gr;

spréggligägn Bescheids; wird dieser Bescheid aufgehoben, so
wird auch die nntscheidung des Beschwerdeausschusses gegen"

standslos; ”mit dem VA. fällt auch der ihn 933tätigegdg Be-
schwerdebescheid in sich zusammen" (Bettermann, NJW. 1958 S. 81

fi„ _eg7 mit zutreffenden Hinweis darauf, daß nach 5 45 VGG
Gegenstand der Aufhebungsklage "der beschwerendc VA. und der
£inspruchsbesCheid ist, sowie darauf, daß nach den 35 79 Abs. 1

VGG, 75 Abs° l satz 1 MRVO 155 dann, wenn die Anfechtungsklage

. _
_ __?—
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begründet ist, Einspruch oder Bescn■erdebescneid und "engefochtener"
AVA„ aufzubeben sind)„ Für das udG ergibt sicn dies ausdrdcklich aus

der Vorscnrift des & 95, nacb der Ge5en8tand der Aufhebungsklage

— wenn ein Vorverfanren stattgeiunden hat « der ursnrüngliche V9;

ist? “in der Gestalt7 die er durch den Hiderspruchsbescheid gelun—

den hat"; lautet der Jidersyruchsbescheid lediglich auf Zurück—

weisung des diderspruchs, so net er ”die Gestalt" des ursprdnb—

lichen VAG nicht verändert; nur dieser ursprüngliche VA. ist also

in diesem Fall Gegenstand der aufhebungsxlagea Da auch der Beschwer—

deeusschuß eine Verwaleun5sbehörde, nicht ein Gericht oder etwa

eine ”Körperschaft besonderer Art" gewesen ist und seine nntscbei—

dungen deshalb Va„”e sind, gilt für die nach dem 5GG zu beurtei—

lende Ala5e auf Aufhebung des ursprünglichen Bescheids 333 der

nntscneidung des Beschwerdeausscnusses nichts anderes; das eigent—

liche Ziel der nlage einer Erivatperson ist auch hier die aufhe—

bung des ursprünglichen BGSQhUlQS%QS nommt nicht darauf an, ob

der intrag 3399 oder gg; auf „ufdebung der Entscheidung des Be—
scbwerdeausschusses lautet; die ilage ist deshalb auch in die—

sen Fällen gegen die Verwaltung zu richten‚ die den ursprüngli—

chen Bescneid erlaSsen hatg ihre Zulässigkeit ■ird daher durch

den Jegiall des Beschwerdeausscnusses nicht berührt„ ■at der be—
scnwerdeausscnun den ninspruch einer £rivatperson tgilggisg für
begründet erachtet, so bleibt sie durch die entscheidung des

Beschwerdeausschusses teilweise beschwert, in uiesen Fällen muß

die Ala5e deshalb auf Aufhebung des ursprünglichen Bescheids 399

der nnuscheidung des Beschwerdeausscnusses gerichtet werden; da—

mit ist aber auch in diesem Fall die Klage gegen die Verwaltung„

die den ursprünglichen Bescneid erlassen hat, möglich und zulässig

geblieben, sie wird deshalb auch in diesen Fällen durch den Jeg—

rail des BesenWerdeausschusses nicht‘unzulässig, sie bleibt wei—

terhin gericntet uui nie „ufnebung des ursprünglichen Bescheids

"in der Gestalt", die er durch die nntscneidunä des Beschwerde—
ausschüsées erhalten hat; deshalb sind in solchen Fällen zwar
die nlagen von Erivatpersonen gegen die Verwaltung auf Aufhe—

bung von Entscheidcnéen des Beschwerdeaüsschusses nach dem SGG

noch zulässig, nicht aber &Häéiéä■öäéiäöé■ der Verwaltung gegen
Erivatpersoneno Damit ist aber nicnt gesagt, daß der Rechts—

schutz, der in art° 19 Abs° 4 GG gewährleistet ist; Juristischen
bersonen nicht ebenso zur Verfügung steht wie natürlichen Per—

sdnen (vgl„ das Urteil des benats vom lO.läel957, ll/9 RV 1850/56?

- 8 _
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zustimmend dazu Menger, Verw.archiv 1958 S. 184)„ nach nach dem

SSG hat 2.5. ein Land die Möglichkeit, im Wege der nlage fest—

stellen zu lassen, ob zwischen ihm und einer rrivatpereon —

etwa auf drund des Bundesversor5ungsgesetzes — ein Rechtsver—

hältnis besteht (% 5531330 1 Nr; 1 5GG) und ob eine éesund—

heitsstörung oner der Tod die Folge eines arbeitsunfalls, einer

’Berufskrankheit oder einer Schädigung im Sinne des Bundesver—

sorgunäsgesetzes ist (3 55 Abs° 1 Nr„ 5 SGG); auf diese reise

Kann es mittelbar auch eine gerichtliche Entscheidung darüber
nerbeiführen, ob eine entscheidung des Beschwerdeausschusses

ein rechtswidriger VA. ist; für diese Feststellungeklage be—

steht auch ein Rechtsschutzinteresse (% 55 Abs° 1 SGG, 2° halbe
satz); sie dient hier nicht der ygéehgng einer unéulässigen ‘

Anfechtungsklage (vgl‚ Haueisen, NJ■. 1952 S. 915), sondern

39dg Möglichkeit nehmen wollen, zu verhinuern, daß aus einer

rechtswidrigen Entscheidung des Beschwerdeausschusses Rechte

hergeleitet werden„ Für diese gegtstellundsélagg ist auch

— anders als für die „urhebungsnlage — die rrivatperscn, die
nach einer entscheidun5 des Besch3erdeausschusses Leistungen

zu beanspruchen hät, der richtige Beklagte° Es ist deshalb
auch nicht richtig, wenn der nläger meint; daß mit dem Jegfall

des Beschwerdeausschusses und der sich daraus ergebenden Unzu—

lässigxéit der Aulhebungsklage eines Landes gegen eine £rivat—

person das Land 5e5enüber der £ritatperson,
von der eine solche

nufhebun5sklage weiterhin erhoben werden kann, hinsichtlich

des Rechtsschutzes benachteiligt sei; dem Land ist in diesen
Übergangsfällen nicht ein Rechtsbehelf "verloren gegangen", es

muß nur seine nlage dem nlagensystem des 5GG anpagggg. Dies

hat es im vorliegenden Fall nicht getan, es hat einen Fest—
stellungsantrag im Verfahren vor dem JG. und LSG. nicht ge—
stellt; sein Antrag ist nur auf nufhebun5 der entscheidung des

Beschwerdeausschusses gerichtet; dieser Antrag Kann nicht da—

hin gedeutet werden, daß hilfsweise die Feststellung des Nicht—

bestehens eines bestimmten Rechtsverhältnisses oder die Fest—

stellung, daß ein Zusammenhang im dinne des @55 Abs. 1 Nr. 5
SGG nicht besteht, begehrt ist; im Revisionsvcrfahren kann

wegen des Verbots der Alagänderung (@ 168 6GG) ein solcher An—

trag nicht mehr gestellt werden"
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„ 9 _

Das Land hat'auch nicht behauptet, die umstrittene Entscheidung

des BesenWerdeausschusses sei ihm selbst "Zuzurechnen" (vglo

Urteil des LSG„ Celle vom 50. November 1954, Ärztliche Mittei—

lungen, Nr. 55 5. 264 if. mit Nachweisen; Bescheid des OVG°

Münster vom 17„9„l957‚ NJä. 1958 S„ 606, Urteil des BAG° vom

l4„5„l958‚ ll/lO RV llOS/öj, Haueisen, NJJ. 1958 e, 444 Anm°
54a} und deshalb Könne es im Je5e des Insichprozesses und der

■lägeänderungAufhebungsklage595gg_sich gglpgt erheben; da das
Land eine solche_alege gegen sich selbst'5ar nicht erhoben hat,

ist nicht darüber zu entscheiden, ob eine solche "Zurechnung"

und damit ein Insichprozeß nödlich gewesen wäre und ob - beja—
hendenfalls — der ereatzlose degfall des Beschwerdeausschusses

am lg].° L954 hieran etwas geäniert hätte° '

Die Revieion des Be■la5ten ist sonach begründet; das Urteil des

L5G„ ist aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen das Ur—

teil des SG„ zurückzuweisen; das 5G„ hat ig„ggggbgig mit Recht
die 41age als unzulässig abgewiesenn % ,
Die Kostenentscheidung beruht auf & l95 ESC-G°
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